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Restnutzungsdauer 
Die Immobilienwertermittlungsverordnung (ImmoWertV) definiert die Restnutzungsdauer einer 

Immobilie in §4 Abs. 3 wie folgt:  

(2) Die Gesamtnutzungsdauer bezeichnet die Anzahl der Jahre, in denen eine bauliche Anlage bei

ordnungsgemäßer Bewirtschaftung vom Baujahr an gerechnet üblicherweise wirtschaftlich genutzt 

werden kann. 

(3) Die Restnutzungsdauer bezeichnet die Anzahl der Jahre, in denen eine bauliche Anlage bei

ordnungsgemäßer Bewirtschaftung voraussichtlich noch wirtschaftlich genutzt werden kann. Die 

Restnutzungsdauer wird in der Regel auf Grundlage des Unterschiedsbetrags zwischen der 

Gesamtnutzungsdauer und dem Alter der baulichen Anlage am maßgeblichen Stichtag unter 

Berücksichtigung individueller Gegebenheiten des Wertermittlungsobjekts ermittelt. Individuelle 

Gegebenheiten des Wertermittlungsobjekts wie beispielsweise durchgeführte Instandsetzungen oder 

Modernisierungen oder unterlassene Instandhaltungen des Wertermittlungsobjekts können die sich 

aus dem Unterschiedsbetrag nach Satz 2 ergebende Dauer verlängern oder verkürzen. 

Die Sachwertrichtlinie (SW-RL) regelt näher:  

4.3.1 Gesamtnutzungsdauer 

Die anzusetzende Gesamtnutzungsdauer ist eine Modellgröße. Anlage 3 enthält hierzu 

Orientierungswerte, die die Gebäudeart berücksichtigen. 

4.3.2 Wirtschaftliche Restnutzungsdauer 

(1) Die Restnutzungsdauer wird grundsätzlich aus dem Unterschiedsbetrag zwischen

Gesamtnutzungsdauer und dem Alter des Gebäudes am Wertermittlungsstichtag ermittelt. Das 

Ergebnis ist daraufhin zu prüfen, ob es dem Zeitraum entspricht, in dem das Gebäude bei 

ordnungsgemäßer Bewirtschaftung voraussichtlich noch wirtschaftlich genutzt werden kann 

(wirtschaftliche Restnutzungsdauer), wobei die rechtliche Zulässigkeit der angesetzten Nutzung 

vorausgesetzt wird. 

(2) Für Gebäude, die modernisiert wurden, kann von einer entsprechend längeren wirtschaftlichen

(modifizierten) Restnutzungsdauer ausgegangen werden. Für die Ermittlung der wirtschaftlichen 

Restnutzungsdauer bei Wohngebäuden kann auf das in Anlage 4 beschriebene Modell 

zurückgegriffen werden, mit dem ggf. durchgeführte Modernisierungen berücksichtigt werden 

können. Eine unterlassene Instandhaltung (§ 6 Absatz 6 ImmoWertV) wird in der Regel als 



Bauschaden (vgl. Nummer 6.2) berücksichtigt. In gravierenden Fällen verringert sich die 

wirtschaftliche Restnutzungsdauer. Die längere oder verringerte wirtschaftliche Restnutzungsdauer 

verändert nicht die Gesamtnutzungsdauer des Gebäudes. 

Rechtliche Grundlagen 
Die Grundlage für die Höhe der AfA (Absetzung für Abnutzung) bildet das 

Einkommensteuergesetz(EstG). Die Bestimmung des § 7 ff. EStG legen die Höhe und Dauer einer 

Abschreibung für Immobilien fest. Abgeschrieben werden können die Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten ausgenommen des Anteiles für den Grund – und Boden. Demnach sieht die 

gesetzliche Regelung einen Zeitraum von 50 Jahren vor auf welchen sich die AfA erstreckt. Je nach 

Baujahr kann dies variieren (siehe Anhang 1). Es werden ebenfalls Bedingungen für 

Sonderabschreibungen geregelt.  

Kürzere tatsächlichen Nutzungsdauer 

Entspricht die tatsächliche Restnutzungsdauer einer Immobilie nicht den nach § 7 ff. EstG typisierten 

Restnutzungsdauern, kann eine tatsächliche kürzere Restnutzungsdauer nachgewiesen werden. 

Grundlage hierfür ist das Urteil des Bundesfinanzhofs vom 28. Juli 2021 (IX R 25/19). Als Reaktion 

darauf folgte am 22.02.2023 ein Schreiben des Bundesministerium der Finanzen an die Finanzämter, 

nach welchem die AfA Sätze vom typisierten Sätzen abweichen sofern der Nachweis einer kürzeren 

tatsächlichen Restnutzungsdauer erbracht wird. 

In Punkt 4 des Schreibens werden die maßgeblichen Kriterien für die Schätzung einer kürzeren 

tatsächlichen Nutzungsdauer wie folgt bestimmt: 

„Nach ständiger höchstrichterlicher Rechtsprechung wird die zu schätzende kürzere tatsächliche 

Nutzungsdauer durch bestimmte Einflussfaktoren bestimmt (sog. maßgebliche Determinanten). Zu 

diesen Einflussfaktoren gehören: 

- der technische Verschleiß,

- die wirtschaftliche Entwertung sowie

- rechtliche Gegebenheiten, welche die Nutzungsdauer eines Gegenstands begrenzen können.“

Bei der Feststellung der Nutzungsdauer ist in der Regel die technische Nutzungsdauer maßgeblich. 

„Sofern die wirtschaftliche Nutzungsdauer ausnahmsweise kürzer als die technische Nutzungsdauer 

ist, können sich die Steuerpflichtigen hierauf berufen (BFH-Urteile vom 28. Juli 2021, a. a. O.; vom 19. 

November 1997, X R 78/94, BStBl II 1998 S. 59; und vom 18. September 2003, X R 54/01, BFH/NV 2004 



S. 474, m. w. N.). Ausgangspunkt für die Beurteilung des technischen Verschleißes ist die

Nutzungsdauer der 

Tragstruktur des Bauwerks (Dachkonstruktion, tragende Innen- und Außenwände, Geschossdecken 

und Fundament) als Hauptbestandteil des Gebäudes. Für die Annahme einer kürzeren technischen 

Nutzungsdauer genügt es nicht, dass lediglich einzelne unselbständige Teile des 

Gebäudes zur Erneuerung oder Ersetzung anstehen. Dies gilt auch dann nicht, wenn der Aufwand zu 

einer wesentlichen Verbesserung des Gebäudes führt und steuerlich den Herstellungskosten 

zuzurechnen ist (BMF- Schreiben vom 18. Juli 2003, BStBl I S. 386). Erforderlich ist vielmehr, dass durch 

technischen Verschleiß der tragenden Teile, d. h. insbesondere der Tragstruktur des Bauwerks, das 

Gebäude in seiner Gesamtheit in seiner Nutzungsfähigkeit beeinträchtigt ist (BFH-Beschluss vom 10. 

Juli 2015, IX B 34/15, BFH/NVS. 1429). 

Eine mit wirtschaftlicher Entwertung begründete kürzere tatsächliche Nutzungsdauer kann der AfA nur 

zugrunde gelegt werden, wenn das Gebäude vor Ablauf der technischen Nutzungsdauer objektiv 

wirtschaftlich verbraucht ist, d.h. wenn die Möglichkeit einer wirtschaftlich 

sinnvollen (anderweitigen) Nutzung oder Verwertung endgültig entfallen ist (BFH-

Urteil vom 4. März 2008, IX R 16/07, BFH/NV S. 1310). 1 

Mit seinem Urteil vom 23. 01.2024 (IX R14/23) hat der Bundesfinanzhof die Anforderungen des 

Bundesministeriums für Finanzen zum Nachweis einer kürzerren Tatsächlichen Restnutzungsdauer 

etwas gelockert. So darf der Nachweis auch modellhaft in Anlehnung an § 4 Abs. 3 ImmoWertV 

erfolgen. Die Beurteilung des technischen Verschleiß von Bauteilen sei für den Nachweis einer 

kürzeren tatsächlichen Nutzungsdauer nichtmehr erforderlich. 

Für größtmögliche Transparenz und zur Plausibilisierung der Werte ermitteln wir im Folgenden 

dennoch die Restnutzungsdauer nach zwei Verfahren. Im ersten Schritt wird die Restnutzungsdauer 

nach der Punkt-Rater-Methode ermittelt, welche modellhaft die Modernisierungsmaßnahmen 

berücksichtigt und anhand der Auswirkung auf die Nutzungsdauer gewichtet. Im zweiten Schritt 

ermitteln wir die Restnutzungsdauer über die tatsächliche Nutzungsdauer und das Alter der der 

einzelnen Komponenten der Immobilien und gewichten diese in Anlehnung an die ImmoWertV. Dies 

bietet insbesondere bei teilsanierten Objekten ein noch präziseres Ergebnis.  

1 Vgl. Schreiben des Bundesministerium der Finanzen vom 22.02.2023



Allgemeine Angaben 

Auftragsgegenstand Musterstraße 1 

00000 Musterstadt 

 

Zweck des Gutachtens Nachweis einen tatsächlichen kürzeren 

Restnutzungsdauer zur Vorlage beim 

Finanzamt 

 

Zuständiger Gutachter Martin Mustermann 

 

Gebäudebeschreibung 
Objektart Büro- und Wohngebäude 

 

Baujahr 
1960 (Wiederaufbau) 

 

Jahr der Wertermittlung 
2024 

 
Bauteile Beschreibung des Zustandes Datum der Sanierung 

Dach Das Dach ist eine mit roten Ziegeln ge- 

deckte Holzkonstruktion. Das Walmdach 

entstammt dem Baujahr und wurde nie sa- 

niert oder modernisiert. 

- 

Außenwände Die Außenwände wurden massiv errichtet, 

verputzt und gedämmt. 2014 wurden die 

Außenwände nachträglich gedämmt. Wei- 

tere Sanierungs- oder Modernisierungsar- 

beiten gab es nicht. 

2014 

Fenster Bei den Fenster handelt es sich um dop- 

peltverglaste Kunststofffenster. Nach An- 

gaben des Eigentümers sind diese Baujahr 

1994. 

1994 



Innenausbau Als Bodenbelag wurde Teppich oder Lami- 

nat verwendet. Dieser ist nach Angaben 

des Eigentümers ca. 25 Jahre alt. Darüber 

- 

 hinaus gab es keine wesentlichen Sanie- 

rungs- oder Modernisierungsarbeiten im 

Inneren des Objektes. Die Elemente des In- 

nenausbaus sind in einem alterstypischen 

Zustand. 

 

Leitungen Die Leitungen wurden nie erneuert. Sie 

sind auf dem Stand von 1960. Es gibt je- 

doch auch keine Anzeichen von Schäden 

oder Mängeln. 

- 

Heizung Das Objekt wird mittels Fernwärme ge- 

heizt. Die Heizung ist von 1960. Vor ca. 4 

Jahren wurde allerdings die Pumpe erneu- 

ert. 

2019 

Bad Die Bäder sind teilweise gefliest und sind 

mit Ausnahme kleinerer Reparaturmaß- 

nahmen noch auf dem Stand des Baujah- 

res. Es gibt keine Anzeichen von Schäden 

oder Mängeln. 

- 



Gesamtnutzungsdauer GND (§ 23 ImmoWertV)/ Restnutzungsdauer (§ 6Abs. 6 ImmoWertV) 

Die Gesamtnutzungsdauer ist die bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung übliche wirtschaftliche 

Nutzungsdauer der baulichen Anlagen, nicht die technische Standdauer, die wesentlich länger sein 

kann. Die übliche Gesamtnutzungsdauer ergibt sich aus der für die Bestimmung der NHK gewählten 

Gebäudeart sowie dem Gebäudeausstattungsstandard und ist deshalb wertermittlungstechnisch 

dem Gebäudetyp zuzuordnen. Die Restnutzungsdauer ist die Anzahl der Jahre, in denen die 

baulichen Anlagen bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung voraus- sichtlich noch wirtschaftlich 

genutzt werden können; durchgeführte Instandsetzungen oder Modernisierungen oder 

unterlassene Instand-haltungen oder andere Gegebenheiten können die Restnutzungsdauer 

verlängern oder verkürzen. Zur Bestimmung der Restnutzungsdauer wird die Punkt-Raster-

Methode angewendet. 

Ermittlung der Restnutzungsdauer Wohn- und Geschäftshaus 

Grundlagen Wert Erläuterung 

Baujahr 1960 E1 

Jahr der Wertermittlung 2023 E2 

Gesamtnutzungsdauer 65 Jahre E3 

Alter des Gebäudes 63 Jahre 

Restnutzungsdauer 2 Jahre 

Ermittlung des Modernisierungsgrad Wohn- und Geschäftshaus 

Modernisierungen 
max. 

Punkte 
Punkte Erläuterung 

Dacherneuerung / Dämmung 4 0 

Modernisierung der Fenster 2 0 

Modernisierung der Leitungssysteme 2 0 

Modernisierung der Heizung 2 1 E4 

Wärmedämmung der Außenwand 4 2 E5 

Modernisierung von Bädern 2 0 

Modernisierung des Innenausbaus 2 0 

Verbesserung der Grundrisse 2 0 

∑ 20 3 

Ermittlung der modifizierten Restnutzungsdauer Wohn- und Geschäftshaus 

Bezeichnung Wert 

Modifizierte Restnutzungsdauer 15 Jahre 

└ Fiktives Baujahr 1973 

└ Fiktives Alter 50 Jahre 

└ Alterswertminderung 77,00% 



 

Erläuterungen zur Restnutzungsdauer 

 
E1 Das Baujahr wurde den Angaben des Eigentümers entnommen. 

  

E2 Die Bewertung erfolgt im Jahr 2023. 

  

E3 Im vorliegenden Bewertungsfall wird eine wirtschaftliche Gesamtnutzungsdauer von 65 

Jahren angesetzt (vgl. SW-RL, Anlage 3). Diese Gesamtnutzungsdauer ergibt sich aus 

dem Verhältnis der Büros (2/3) und den Wohnungen (1/3) sowie den in der 

Sachwertrichtlinie angesetzten Gesamtnutzungsdauern für die jeweilige Nutzungsart. 

  

E4 Für das Erneuern der Pumpe der Heizung wurde ein Modernisierungspunkt vergeben. 

  

E5 Für die nachträgliche Wärmedämmung der Außenwände wurden zwei Modernisie- 

rungspunkte vergeben. 



Zur Plausibilisierung wurde die Restnutzungsdauer wesentlicher Gebäudebestandteile gewichtet 

ermittelt. Die Gewichtung orientiert sich dabei an der Gewichtung der Herstellungskosten der 

NHK2010 der Sachwert-Richtlinie. Dabei werden die unterschiedlichen Materialien sowie 

durchgeführten Sanierungsmaßnahmen berücksichtigt. Übermäßiger Verschleiß kann dabei zu 

einer Verkürzung der Restnutzungsdauer führen. 

Bestimmung der wirtschaftlichen Restnutzungsdauer Wohn- und Geschäftshaus 

Bauteil 
Bauja

hr 

Fiktives Baujahr (Jahr der 

Sanierung) 

Wertermittlungsj

ahr 

Lebensdauer in 

Jahren 

Restnutzungsdauer in 

Jahren 

Wägu

ng 

Außenwand 1960 0 2023 80 17 23% 

Dach 1960 0 2023 90 27 15% 

Fenster und Türen 1994 0 2023 50 21 11% 

Innenwände  1960 0 2023 80 17 11% 

Deckenkonstruktion 1960 0 2023 80 17 11% 

Fußböden 1960 0 2023 30 0 5% 

Sanitäreinrichtunge

n 
1960 0 2023 45 0 9% 

Heizung 1960 0 2023 50 0 9% 

Technische 

Ausstattung 
1960 0 2023 50 0 6% 

∑  14,01   

 

Diese Berechnung ergibt eine Restnutzungsdauer von 14 Jahren. 

Dieser Wert erscheint zu niedrig. Unter Berücksichtigung des Gebäudezustandes erscheint eine 

Restnutzungsdauer von 15 Jahren als realistischer. 



Restnutzungsdauer 

Die Restnutzungsdauer wurde anhand der Auskünfte des Eigentümers ermittelt. Das Gebäude ist 

am Wertermittlungsstichtag 63 Jahre alt. Es wurden in geringem Maß Modernisierungen an dem 

Gebäude durchgeführt. Die Modernisierungen an der Heizung und an den Außenwänden wurden 

mit 3 Modernisierungspunkten berücksichtigt. Daraus ergibt sich für das Gebäude das fiktive 

Baujahr 1973. Demnach beträgt die Restnutzungsdauer des Bewertungsobjektes Musterstraße 1, 

00000 Musterstadt zum Wertermittlungsjahr 2024 

15 Jahre 

Walldorf, den 16.08.2024 



Ausdrücklicher Hinweis zum Urheberschutz 
 
Das vorliegende Gutachten ist urheberrechtlich geschützt. Das Gutachten ist nur für den 

Auftraggeber bestimmt und darf nur für den angegebenen Zweck verwendet werden. Eine 

Vervielfältigung oder Verwertung durch Dritte ist nur mit meiner schriftlichen Genehmigung 

gestattet. Hierzu gehört insbesondere das Kopieren, Ein- scannen, Ausdrucken, Abspeichern, 

Versenden per Email und das öffentliche Zugänglichmachen im Internet. Dies gilt auch gesondert 

für die darin enthaltenen Texte, Fotos, Bilder und grafischen Darstellungen, die weder aus dem 

Gutachten separiert noch einer anderen Nutzung zugeführt werden dürfen. 



Anhang 



1.

2.
a)
b)
c)

Einkommensteuergesetz (EStG)
§ 7 Absetzung für Abnutzung oder Substanzverringerung

(1) 1 Bei Wirtschaftsgütern, deren Verwendung oder Nutzung durch den Steuerpflichtigen zur Erzielung von Einkünften sich
erfahrungsgemäß auf einen Zeitraum von mehr als einem Jahr erstreckt, ist jeweils für ein Jahr der Teil der Anschaffungs-
oder Herstellungskosten abzusetzen, der bei gleichmäßiger Verteilung dieser Kosten auf die Gesamtdauer der Verwendung
oder Nutzung auf ein Jahr entfällt (Absetzung für Abnutzung in gleichen Jahresbeträgen). 2 Die Absetzung bemisst sich
hierbei nach der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer des Wirtschaftsguts. 3 Als betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer des
Geschäfts- oder Firmenwerts eines Gewerbebetriebs oder eines Betriebs der Land- und Forstwirtschaft gilt ein Zeitraum
von 15 Jahren. 4 Im Jahr der Anschaffung oder Herstellung des Wirtschaftsguts vermindert sich für dieses Jahr der
Absetzungsbetrag nach Satz 1 um jeweils ein Zwölftel für jeden vollen Monat, der dem Monat der Anschaffung oder
Herstellung vorangeht. 5 Bei Wirtschaftsgütern, die nach einer Verwendung zur Erzielung von Einkünften im Sinne des § 2
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 bis 7 in ein Betriebsvermögen eingelegt worden sind, mindert sich der Einlagewert um die
Absetzungen für Abnutzung oder Substanzverringerung, Sonderabschreibungen oder erhöhte Absetzungen, die bis zum
Zeitpunkt der Einlage vorgenommen worden sind, höchstens jedoch bis zu den fortgeführten Anschaffungs- oder
Herstellungskosten; ist der Einlagewert niedriger als dieser Wert, bemisst sich die weitere Absetzung für Abnutzung vom
Einlagewert. 6 Bei beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, bei denen es wirtschaftlich begründet ist, die
Absetzung für Abnutzung nach Maßgabe der Leistung des Wirtschaftsguts vorzunehmen, kann der Steuerpflichtige dieses
Verfahren statt der Absetzung für Abnutzung in gleichen Jahresbeträgen anwenden, wenn er den auf das einzelne Jahr
entfallenden Umfang der Leistung nachweist. 7 Absetzungen für außergewöhnliche technische oder wirtschaftliche
Abnutzung sind zulässig; soweit der Grund hierfür in späteren Wirtschaftsjahren entfällt, ist in den Fällen der
Gewinnermittlung nach § 4 Absatz 1 oder nach § 5 eine entsprechende Zuschreibung vorzunehmen.

(2) 1 Bei beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die nach dem 31. Dezember 2019 und vor dem 1. Januar
2023 oder nach dem 31. März 2024 und vor dem 1. Januar 2025 angeschafft oder hergestellt worden sind, kann der
Steuerpflichtige statt der Absetzung für Abnutzung in gleichen Jahresbeträgen die Absetzung für Abnutzung in fallenden
Jahresbeträgen bemessen. 2 Die Absetzung für Abnutzung in fallenden Jahresbeträgen kann nach einem unveränderlichen
Prozentsatz vom jeweiligen Buchwert (Restwert) vorgenommen werden; der dabei anzuwendende Prozentsatz darf
höchstens das Zweieinhalbfache des bei der Absetzung für Abnutzung in gleichen Jahresbeträgen in Betracht kommenden
Prozentsatzes betragen und 25 Prozent nicht übersteigen ; bei Wirtschaftsgütern, die nach dem 31. März 2024 und vor
dem 1. Januar 2025 angeschafft oder hergestellt worden sind, darf der anzuwendende Prozentsatz höchstens das
Zweifache des bei der Absetzung für Abnutzung in gleichen Jahresbeträgen in Betracht kommenden Prozentsatzes
betragen und 20 Prozent nicht übersteigen. 3 Absatz 1 Satz 4 und § 7a Absatz 8 gelten entsprechend. 4 Bei
Wirtschaftsgütern, bei denen die Absetzung für Abnutzung in fallenden Jahresbeträgen bemessen wird, sind Absetzungen
für außergewöhnliche technische oder wirtschaftliche Abnutzung nicht zulässig.

(3) 1 Der Übergang von der Absetzung für Abnutzung in fallenden Jahresbeträgen zur Absetzung für Abnutzung in gleichen
Jahresbeträgen ist zulässig. 2 In diesem Fall bemisst sich die Absetzung für Abnutzung vom Zeitpunkt des Übergangs an
nach dem dann noch vorhandenen Restwert und der Restnutzungsdauer des einzelnen Wirtschaftsguts. 3 Der Übergang
von der Absetzung für Abnutzung in gleichen Jahresbeträgen zur Absetzung für Abnutzung in fallenden Jahresbeträgen ist
nicht zulässig.

(4) 1 Bei Gebäuden sind abweichend von Absatz 1 als Absetzung für Abnutzung die folgenden Beträge bis zur vollen
Absetzung abzuziehen:

bei Gebäuden, soweit sie zu einem Betriebsvermögen gehören und nicht Wohnzwecken dienen und für die der
Bauantrag nach dem 31. März 1985 gestellt worden ist, jährlich 3 Prozent,
bei Gebäuden, soweit sie die Voraussetzungen der Nummer 1 nicht erfüllen und die

nach dem 31. Dezember 2022 fertiggestellt worden sind, jährlich 3 Prozent,
vor dem 1. Januar 2023 und nach dem 31. Dezember 1924 fertiggestellt worden sind, jährlich 2 Prozent,
vor dem 1. Januar 1925 fertiggestellt worden sind, jährlich 2,5 Prozent

der Anschaffungs- oder Herstellungskosten; Absatz 1 Satz 5 gilt entsprechend. 2 Beträgt die tatsächliche Nutzungsdauer
eines Gebäudes in den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 und 2 Buchstabe a weniger als 33 Jahre, in den Fällen des Satzes 1
Nummer 2 Buchstabe b weniger als 50 Jahre, in den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 Buchstabe c weniger als 40 Jahre, so
können anstelle der Absetzungen nach Satz 1 die der tatsächlichen Nutzungsdauer entsprechenden Absetzungen für
Abnutzung vorgenommen werden. 3 Absatz 1 letzter Satz bleibt unberührt. 4 Bei Gebäuden im Sinne der Nummer 2
rechtfertigt die für Gebäude im Sinne der Nummer 1 geltende Regelung weder die Anwendung des Absatzes 1 letzter Satz
noch den Ansatz des niedrigeren Teilwerts (§ 6 Absatz 1 Nummer 1 Satz 2).

https://www.gesetze-im-internet.de/estg/__6e.html
https://www.gesetze-im-internet.de/estg/__6e.html
https://www.gesetze-im-internet.de/estg/__7a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/estg/__7a.html


1.

2.

3.

a)

b)

c)

(5) 1 Bei Gebäuden, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Staat belegen sind, auf den
das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) angewendet wird, und die vom
Steuerpflichtigen hergestellt oder bis zum Ende des Jahres der Fertigstellung angeschafft worden sind, können abweichend
von Absatz 4 als Absetzung für Abnutzung die folgenden Beträge abgezogen werden:

bei Gebäuden im Sinne des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 1, die vom Steuerpflichtigen auf Grund eines vor dem 1.
Januar 1994 gestellten Bauantrags hergestellt oder auf Grund eines vor diesem Zeitpunkt rechtswirksam
abgeschlossenen obligatorischen Vertrags angeschafft worden sind,

– im Jahr der Fertigstellung und
in den folgenden 3 Jahren jeweils 10 Prozent,

– in den darauf folgenden
3 Jahren jeweils 5 Prozent,

– in den darauf folgenden
18 Jahren jeweils 2,5 Prozent,

bei Gebäuden im Sinne des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 2, die vom Steuerpflichtigen auf Grund eines vor dem 1.
Januar 1995 gestellten Bauantrags hergestellt oder auf Grund eines vor diesem Zeitpunkt rechtswirksam
abgeschlossenen obligatorischen Vertrags angeschafft worden sind,

– im Jahr der Fertigstellung
und in den folgenden
7 Jahren jeweils 5 Prozent,

– in den darauf folgenden
6 Jahren jeweils 2,5 Prozent,

– in den darauf folgenden
36 Jahren jeweils 1,25 Prozent,

bei Gebäuden im Sinne des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 2, soweit sie Wohnzwecken dienen, die vom
Steuerpflichtigen

auf Grund eines nach dem 28. Februar 1989 und vor dem 1. Januar 1996 gestellten Bauantrags
hergestellt oder nach dem 28. Februar 1989 auf Grund eines nach dem 28. Februar 1989 und vor dem 1.
Januar 1996 rechtswirksam abgeschlossenen obligatorischen Vertrags angeschafft worden sind,

– im Jahr der Fertigstellung und
in den folgenden 3 Jahren jeweils 7 Prozent,

– in den darauf folgenden
6 Jahren jeweils 5 Prozent,

– in den darauf folgenden
6 Jahren jeweils 2 Prozent,

– in den darauf folgenden
24 Jahren jeweils 1,25 Prozent,

auf Grund eines nach dem 31. Dezember 1995 und vor dem 1. Januar 2004 gestellten Bauantrags
hergestellt oder auf Grund eines nach dem 31. Dezember 1995 und vor dem 1. Januar 2004
rechtswirksam abgeschlossenen obligatorischen Vertrags angeschafft worden sind,

– im Jahr der Fertigstellung
und in den folgenden
7 Jahren jeweils 5 Prozent,

– in den darauf folgenden
6 Jahren jeweils 2,5 Prozent,

– in den darauf folgenden
36 Jahren jeweils 1,25 Prozent,

auf Grund eines nach dem 31. Dezember 2003 und vor dem 1. Januar 2006 gestellten Bauantrags
hergestellt oder auf Grund eines nach dem 31. Dezember 2003 und vor dem 1. Januar 2006
rechtswirksam abgeschlossenen obligatorischen Vertrags angeschafft worden sind,

– im Jahr der Fertigstellung und
in den folgenden 9 Jahren jeweils 4 Prozent,

– in den darauf folgenden
8 Jahren jeweils 2,5 Prozent,

– in den darauf folgenden
32 Jahren jeweils 1,25 Prozent,

der Anschaffungs- oder Herstellungskosten. 2 Im Fall der Anschaffung kann Satz 1 nur angewendet werden, wenn der
Hersteller für das veräußerte Gebäude weder Absetzungen für Abnutzung nach Satz 1 vorgenommen noch erhöhte
Absetzungen oder Sonderabschreibungen in Anspruch genommen hat. 3 Absatz 1 Satz 4 gilt nicht.

(5a) 1 Bei Gebäuden, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Staat belegen sind, auf den
das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) angewendet wird, soweit sie Wohnzwecken
dienen und vom Steuerpflichtigen hergestellt oder bis zum Ende des Jahres der Fertigstellung angeschafft worden sind,



kann statt der Absetzung für Abnutzung in gleichen Jahresbeträgen nach Absatz 4 Nummer 2 Buchstabe a die Absetzung
für Abnutzung in fallenden Jahresbeträgen erfolgen, wenn mit der Herstellung nach dem 30. September 2023 und vor dem
1. Oktober 2029 begonnen wurde oder die Anschaffung auf Grund eines nach dem 30. September 2023 und vor dem 1.
Oktober 2029 rechtswirksam abgeschlossenen obligatorischen Vertrags erfolgt. 2 Als Beginn der Herstellung gilt das Datum
in der nach den jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften einzureichenden Baubeginnsanzeige. 3 Sollten landesrechtlich im
Einzelfall keine Baubeginnsanzeigen vorgeschrieben sein, hat der Steuerpflichtige zu erklären, dass er den Baubeginn
gegenüber der zuständigen Baubehörde freiwillig angezeigt hat. 4 Die Absetzung für Abnutzung in fallenden Jahresbeträgen
kann nach einem unveränderlichen Prozentsatz in Höhe von 5 Prozent vom jeweiligen Buchwert (Restwert) vorgenommen
werden. 5 Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend. 6 Bei Gebäuden, bei denen die Absetzung für Abnutzung in fallenden
Jahresbeträgen bemessen wird, sind Absetzungen für außergewöhnliche technische oder wirtschaftliche Abnutzung nicht
zulässig. 7 Der Übergang von der Absetzung für Abnutzung in fallenden Jahresbeträgen zur Absetzung für Abnutzung in
gleichen Jahresbeträgen ist zulässig. 8 Die weitere Absetzung für Abnutzung bemisst sich nach dem Übergang zur
Absetzung für Abnutzung im Sinne des Absatzes 4 vom Restwert und dem nach Absatz 4 unter Berücksichtigung der
Restnutzungsdauer maßgebenden Prozentsatz.

(5b) Die Absätze 4 bis 5a sind auf Gebäudeteile, die selbständige unbewegliche Wirtschaftsgüter sind, sowie auf
Eigentumswohnungen und auf im Teileigentum stehende Räume entsprechend anzuwenden.

(6) Bei Bergbauunternehmen, Steinbrüchen und anderen Betrieben, die einen Verbrauch der Substanz mit sich bringen, ist
Absatz 1 entsprechend anzuwenden; dabei sind Absetzungen nach Maßgabe des Substanzverzehrs zulässig (Absetzung
für Substanzverringerung).

Fußnote

(+++ § 7: Zur Anwendung vgl. § 52 +++)
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Einkommensteuergesetz (EStG)
§ 7b Sonderabschreibung für Mietwohnungsneubau

(1) 1 Für die Anschaffung oder Herstellung neuer Wohnungen, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union belegen
sind, können nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze im Jahr der Anschaffung oder Herstellung und in den folgenden
drei Jahren Sonderabschreibungen bis zu jährlich 5 Prozent der Bemessungsgrundlage neben der Absetzung für
Abnutzung nach § 7 Absatz 4 oder 5a in Anspruch genommen werden. 2 Im Fall der Anschaffung ist eine Wohnung neu,
wenn sie bis zum Ende des Jahres der Fertigstellung angeschafft wird. 3 In diesem Fall können die Sonderabschreibungen
nach Satz 1 nur vom Anschaffenden in Anspruch genommen werden. 4 Bei der Anwendung des Satzes 1 sind den
Mitgliedstaaten der Europäischen Union Staaten gleichgestellt, die auf Grund vertraglicher Verpflichtung Amtshilfe
entsprechend dem EU-Amtshilfegesetz in einem Umfang leisten, der für die Überprüfung der Voraussetzungen dieser
Vorschrift erforderlich ist.

(2) 1 Die Sonderabschreibungen können nur in Anspruch genommen werden, wenn

durch Baumaßnahmen auf Grund eines nach dem 31. August 2018 und vor dem 1. Januar 2022 oder nach dem
31. Dezember 2022 und vor dem 1. Oktober 2029 gestellten Bauantrags oder einer in diesem Zeitraum getätigten
Bauanzeige neue, bisher nicht vorhandene, Wohnungen hergestellt werden, die die Voraussetzungen des § 181
Absatz 9 des Bewertungsgesetzes erfüllen; hierzu gehören auch die zu einer Wohnung gehörenden Nebenräume,
Wohnungen, die aufgrund eines nach dem 31. Dezember 2022 und vor dem 1. Oktober 2029 gestellten
Bauantrags oder einer in diesem Zeitraum getätigten Bauanzeige hergestellt werden, in einem Gebäude liegen,
das die Kriterien eines „Effizienzhaus 40“ mit Nachhaltigkeits-Klasse erfüllt und dies durch Qualitätssiegel
Nachhaltiges Gebäude nachgewiesen wird,
die Wohnung im Jahr der Anschaffung oder Herstellung und in den folgenden neun Jahren der entgeltlichen
Überlassung zu Wohnzwecken dient; Wohnungen dienen nicht Wohnzwecken, soweit sie zur vorübergehenden
Beherbergung von Personen genutzt werden.

2 Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten dürfen für Wohnungen,
die aufgrund eines nach dem 31. August 2018 und vor dem 1. Januar 2022 gestellten Bauantrags oder einer in
diesem Zeitraum getätigten Bauanzeige hergestellt werden, 3 000 Euro je Quadratmeter Wohnfläche nicht
übersteigen,
die aufgrund eines nach dem 31. Dezember 2022 und vor dem 1. Oktober 2029 gestellten Bauantrags oder einer
in diesem Zeitraum getätigten Bauanzeige hergestellt werden, 5 200 Euro je Quadratmeter Wohnfläche nicht
übersteigen.

(3) Bemessungsgrundlage für die Sonderabschreibungen nach Absatz 1 sind die Anschaffungs- oder Herstellungskosten
der nach Absatz 2 begünstigten Wohnung, jedoch

maximal 2 000 Euro je Quadratmeter Wohnfläche für Wohnungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 Nummer 1 und
maximal 4 000 Euro je Quadratmeter Wohnfläche für Wohnungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 Nummer 2.

(4) 1 Die nach Absatz 1 in Anspruch genommenen Sonderabschreibungen sind rückgängig zu machen, wenn
die begünstigte Wohnung im Jahr der Anschaffung oder Herstellung und in den folgenden neun Jahren nicht der
entgeltlichen Überlassung zu Wohnzwecken dient,
die begünstigte Wohnung oder ein Gebäude mit begünstigten Wohnungen im Jahr der Anschaffung oder der
Herstellung oder in den folgenden neun Jahren veräußert wird und der Veräußerungsgewinn nicht der Einkommen-
oder Körperschaftsteuer unterliegt oder
die Baukostenobergrenze nach Absatz 2 Satz 2 innerhalb der ersten drei Jahre nach Ablauf des Jahres der
Anschaffung oder Herstellung der begünstigten Wohnung durch nachträgliche Anschaffungs- oder
Herstellungskosten überschritten wird.

2 Steuer- oder Feststellungsbescheide, in denen Sonderabschreibungen nach Absatz 1 berücksichtigt wurden, sind insoweit
aufzuheben oder zu ändern. 3 Das gilt auch dann, wenn die Steuer- oder Feststellungsbescheide bestandskräftig geworden
sind; die Festsetzungsfristen für das Jahr der Anschaffung oder Herstellung und für die folgenden drei Kalenderjahre
beginnen insoweit mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem das Ereignis im Sinne des Satzes 1 eingetreten ist. 4 § 233a
Absatz 2a der Abgabenordnung ist insoweit nicht anzuwenden.

(5) 1 Die Sonderabschreibungen nach Absatz 1 werden für Anspruchsberechtigte mit Einkünften im Sinne der §§ 13, 15 und
18 nur gewährt, soweit die Voraussetzungen der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013
über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De‑minimis-
Beihilfen (ABl. L 352 vom 24.12.2013, S. 1) (De-minimis-Verordnung) in der jeweils geltenden Fassung eingehalten sind.
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2 Bei dem nach dieser De-minimis-Verordnung einzuhaltenden Höchstbetrag der einem einzigen Unternehmen in einem
Zeitraum von drei Veranlagungszeiträumen zu gewährenden De-minimis-Beihilfe sind alle in diesem Zeitraum an das
Unternehmen gewährte De-minimis-Beihilfen gleich welcher Art, Zielsetzung und Regelung zu berücksichtigen. 3 Die
Sonderabschreibungen werden erst gewährt, wenn der Anspruchsberechtigte in geeigneter Weise den Nachweis erbracht
hat, in welcher Höhe ihm in den beiden vorangegangenen sowie im laufenden Veranlagungszeitraum De‑minimis‑Beihilfen
gewährt worden sind, für die die vorliegende oder andere De-minimis-Verordnungen gelten, und nur soweit, wie die
Voraussetzungen der De-minimis-Verordnung bei dem Unternehmen im Sinne der De-minimis-Verordnung eingehalten
werden.

Fußnote

(+++ § 7b: Zur Anwendung vgl. § 52 +++)
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Einkommensteuergesetz (EStG)
§ 10

(1) Sonderausgaben sind die folgenden Aufwendungen, wenn sie weder Betriebsausgaben noch Werbungskosten sind
oder wie Betriebsausgaben oder Werbungskosten behandelt werden:

(weggefallen)
(weggefallen)
(weggefallen)

Beiträge zu den gesetzlichen Rentenversicherungen oder zur landwirtschaftlichen Alterskasse sowie zu
berufsständischen Versorgungseinrichtungen, die den gesetzlichen Rentenversicherungen vergleichbare
Leistungen erbringen;
Beiträge des Steuerpflichtigen

zum Aufbau einer eigenen kapitalgedeckten Altersversorgung, wenn der Vertrag nur die Zahlung
einer monatlichen, auf das Leben des Steuerpflichtigen bezogenen lebenslangen Leibrente nicht
vor Vollendung des 62. Lebensjahres oder zusätzlich die ergänzende Absicherung des Eintritts
der Berufsunfähigkeit (Berufsunfähigkeitsrente), der verminderten Erwerbsfähigkeit
(Erwerbsminderungsrente) oder von Hinterbliebenen (Hinterbliebenenrente) vorsieht.
2 Hinterbliebene in diesem Sinne sind der Ehegatte des Steuerpflichtigen und die Kinder, für die er
Anspruch auf Kindergeld oder auf einen Freibetrag nach § 32 Absatz 6 hat. 3 Der Anspruch auf
Waisenrente darf längstens für den Zeitraum bestehen, in dem der Rentenberechtigte die
Voraussetzungen für die Berücksichtigung als Kind im Sinne des § 32 erfüllt;
für seine Absicherung gegen den Eintritt der Berufsunfähigkeit oder der verminderten
Erwerbsfähigkeit (Versicherungsfall), wenn der Vertrag nur die Zahlung einer monatlichen, auf das
Leben des Steuerpflichtigen bezogenen lebenslangen Leibrente für einen Versicherungsfall
vorsieht, der bis zur Vollendung des 67. Lebensjahres eingetreten ist. 2 Der Vertrag kann die
Beendigung der Rentenzahlung wegen eines medizinisch begründeten Wegfalls der
Berufsunfähigkeit oder der verminderten Erwerbsfähigkeit vorsehen. 3 Die Höhe der zugesagten
Rente kann vom Alter des Steuerpflichtigen bei Eintritt des Versicherungsfalls abhängig gemacht
werden, wenn der Steuerpflichtige das 55. Lebensjahr vollendet hat.

2 Die Ansprüche nach Buchstabe b dürfen nicht vererblich, nicht übertragbar, nicht beleihbar, nicht veräußerbar und
nicht kapitalisierbar sein. 3 Anbieter und Steuerpflichtiger können vereinbaren, dass bis zu zwölf Monatsleistungen
in einer Auszahlung zusammengefasst werden oder eine Kleinbetragsrente im Sinne von § 93 Absatz 3 Satz 2
oder 4 abgefunden wird. 4 Bei der Berechnung der Kleinbetragsrente sind alle bei einem Anbieter bestehenden
Verträge des Steuerpflichtigen jeweils nach Buchstabe b Doppelbuchstabe aa oder Doppelbuchstabe bb
zusammenzurechnen. 5 Neben den genannten Auszahlungsformen darf kein weiterer Anspruch auf Auszahlungen
bestehen. 6 Zu den Beiträgen nach den Buchstaben a und b ist der nach § 3 Nummer 62 steuerfreie
Arbeitgeberanteil zur gesetzlichen Rentenversicherung und ein diesem gleichgestellter steuerfreier Zuschuss des
Arbeitgebers hinzuzurechnen. 7 Beiträge nach § 168 Absatz 1 Nummer 1b oder 1c oder nach § 172 Absatz 3 oder
3a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch werden abweichend von Satz 6 nur auf Antrag des Steuerpflichtigen
hinzugerechnet;
Beiträge zu

Krankenversicherungen, soweit diese zur Erlangung eines durch das Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch
bestimmten sozialhilfegleichen Versorgungsniveaus erforderlich sind und sofern auf die Leistungen ein
Anspruch besteht. 2 Für Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung sind dies die nach dem Dritten
Titel des Ersten Abschnitts des Achten Kapitels des Fünften Buches Sozialgesetzbuch oder die nach dem
Sechsten Abschnitt des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte festgesetzten
Beiträge. 3 Für Beiträge zu einer privaten Krankenversicherung sind dies die Beitragsanteile, die auf
Vertragsleistungen entfallen, die, mit Ausnahme der auf das Krankengeld entfallenden Beitragsanteile, in
Art, Umfang und Höhe den Leistungen nach dem Dritten Kapitel des Fünften Buches Sozialgesetzbuch
vergleichbar sind; § 158 Absatz 2 des Versicherungsaufsichtsgesetzes gilt entsprechend. 4 Wenn sich aus
den Krankenversicherungsbeiträgen nach Satz 2 ein Anspruch auf Krankengeld oder ein Anspruch auf
eine Leistung, die anstelle von Krankengeld gewährt wird, ergeben kann, ist der jeweilige Beitrag um 4
Prozent zu vermindern;
gesetzlichen Pflegeversicherungen (soziale Pflegeversicherung und private Pflege-Pflichtversicherung).

2 Als eigene Beiträge des Steuerpflichtigen können auch eigene Beiträge im Sinne der Buchstaben a oder b eines
Kindes behandelt werden, wenn der Steuerpflichtige die Beiträge des Kindes, für das ein Anspruch auf einen
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1.

2.

Freibetrag nach § 32 Absatz 6 oder auf Kindergeld besteht, durch Leistungen in Form von Bar- oder Sachunterhalt
wirtschaftlich getragen hat, unabhängig von Einkünften oder Bezügen des Kindes; Voraussetzung für die
Berücksichtigung beim Steuerpflichtigen ist die Angabe der erteilten Identifikationsnummer (§ 139b der
Abgabenordnung) des Kindes in der Einkommensteuererklärung des Steuerpflichtigen. 3 Satz 2 gilt entsprechend,
wenn der Steuerpflichtige die Beiträge für ein unterhaltsberechtigtes Kind trägt, welches nicht selbst
Versicherungsnehmer ist, sondern der andere Elternteil. 4 Hat der Steuerpflichtige in den Fällen des Absatzes 1a
Nummer 1 eigene Beiträge im Sinne des Buchstaben a oder des Buchstaben b zum Erwerb einer
Krankenversicherung oder gesetzlichen Pflegeversicherung für einen geschiedenen oder dauernd getrennt
lebenden unbeschränkt einkommensteuerpflichtigen Ehegatten geleistet, dann werden diese abweichend von Satz
1 als eigene Beiträge des geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden unbeschränkt
einkommensteuerpflichtigen Ehegatten behandelt. 5 Beiträge, die für nach Ablauf des Veranlagungszeitraums
beginnende Beitragsjahre geleistet werden und in der Summe das Dreifache der auf den Veranlagungszeitraum
entfallenden Beiträge überschreiten, sind in dem Veranlagungszeitraum anzusetzen, für den sie geleistet wurden;
Beiträge zu Kranken- und Pflegeversicherungen, soweit diese nicht nach Nummer 3 zu berücksichtigen sind;
Beiträge zu Versicherungen gegen Arbeitslosigkeit, zu Erwerbs- und Berufsunfähigkeitsversicherungen, die nicht
unter Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b fallen, zu Unfall- und Haftpflichtversicherungen sowie zu
Risikoversicherungen, die nur für den Todesfall eine Leistung vorsehen; Beiträge zu Versicherungen im Sinne des
§ 10 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb bis dd in der am 31. Dezember 2004 geltenden
Fassung, wenn die Laufzeit dieser Versicherungen vor dem 1. Januar 2005 begonnen hat und ein
Versicherungsbeitrag bis zum 31. Dezember 2004 entrichtet wurde; § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 2 bis 6 und
Absatz 2 Satz 2 in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung ist in diesen Fällen weiter anzuwenden;
gezahlte Kirchensteuer; dies gilt nicht, soweit die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer oder als
Zuschlag auf die nach dem gesonderten Tarif des § 32d Absatz 1 ermittelte Einkommensteuer gezahlt wurde;
zwei Drittel der Aufwendungen, höchstens 4 000 Euro je Kind, für Dienstleistungen zur Betreuung eines zum
Haushalt des Steuerpflichtigen gehörenden Kindes im Sinne des § 32 Absatz 1, welches das 14. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat oder wegen einer vor Vollendung des 25. Lebensjahres eingetretenen körperlichen, geistigen
oder seelischen Behinderung außerstande ist, sich selbst zu unterhalten. 2 Dies gilt nicht für Aufwendungen für
Unterricht, die Vermittlung besonderer Fähigkeiten sowie für sportliche und andere Freizeitbetätigungen. 3 Ist das
zu betreuende Kind nicht nach § 1 Absatz 1 oder Absatz 2 unbeschränkt einkommensteuerpflichtig, ist der in Satz
1 genannte Betrag zu kürzen, soweit es nach den Verhältnissen im Wohnsitzstaat des Kindes notwendig und
angemessen ist. 4 Voraussetzung für den Abzug der Aufwendungen nach Satz 1 ist, dass der Steuerpflichtige für
die Aufwendungen eine Rechnung erhalten hat und die Zahlung auf das Konto des Erbringers der Leistung erfolgt
ist;
(weggefallen)

Aufwendungen für die eigene Berufsausbildung bis zu 6 000 Euro im Kalenderjahr. 2 Bei Ehegatten, die die
Voraussetzungen des § 26 Absatz 1 Satz 1 erfüllen, gilt Satz 1 für jeden Ehegatten. 3 Zu den Aufwendungen im
Sinne des Satzes 1 gehören auch Aufwendungen für eine auswärtige Unterbringung. 4 § 4 Absatz 5 Satz 1
Nummer 6b und 6c sowie § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 4 und 5, Absatz 2, 4 Satz 8 und Absatz 4a sind bei der
Ermittlung der Aufwendungen anzuwenden.
(weggefallen)
30 Prozent des Entgelts, höchstens 5 000 Euro, das der Steuerpflichtige für ein Kind, für das er Anspruch auf einen
Freibetrag nach § 32 Absatz 6 oder auf Kindergeld hat, für dessen Besuch einer Schule in freier Trägerschaft oder
einer überwiegend privat finanzierten Schule entrichtet, mit Ausnahme des Entgelts für Beherbergung, Betreuung
und Verpflegung. 2 Voraussetzung ist, dass die Schule in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in
einem Staat belegen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, und
die Schule zu einem von dem zuständigen inländischen Ministerium eines Landes, von der
Kultusministerkonferenz der Länder oder von einer inländischen Zeugnisanerkennungsstelle anerkannten oder
einem inländischen Abschluss an einer öffentlichen Schule als gleichwertig anerkannten allgemein bildenden oder
berufsbildenden Schul-, Jahrgangs- oder Berufsabschluss führt. 3 Der Besuch einer anderen Einrichtung, die auf
einen Schul-, Jahrgangs- oder Berufsabschluss im Sinne des Satzes 2 ordnungsgemäß vorbereitet, steht einem
Schulbesuch im Sinne des Satzes 1 gleich. 4 Der Besuch einer Deutschen Schule im Ausland steht dem Besuch
einer solchen Schule gleich, unabhängig von ihrer Belegenheit. 5 Der Höchstbetrag nach Satz 1 wird für jedes
Kind, bei dem die Voraussetzungen vorliegen, je Elternpaar nur einmal gewährt.

(1a) 1 Sonderausgaben sind auch die folgenden Aufwendungen:
Unterhaltsleistungen an den geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden unbeschränkt
einkommensteuerpflichtigen Ehegatten, wenn der Geber dies mit Zustimmung des Empfängers beantragt, bis zu
13 805 Euro im Kalenderjahr. 2 Der Höchstbetrag nach Satz 1 erhöht sich um den Betrag der im jeweiligen
Veranlagungszeitraum nach Absatz 1 Nummer 3 für die Absicherung des geschiedenen oder dauernd getrennt
lebenden unbeschränkt einkommensteuerpflichtigen Ehegatten aufgewandten Beiträge. 3 Der Antrag kann jeweils
nur für ein Kalenderjahr gestellt und nicht zurückgenommen werden. 4 Die Zustimmung ist mit Ausnahme der nach
§ 894 der Zivilprozessordnung als erteilt geltenden bis auf Widerruf wirksam. 5 Der Widerruf ist vor Beginn des
Kalenderjahres, für das die Zustimmung erstmals nicht gelten soll, gegenüber dem Finanzamt zu erklären. 6 Die
Sätze 1 bis 5 gelten für Fälle der Nichtigkeit oder der Aufhebung der Ehe entsprechend. 7 Voraussetzung für den
Abzug der Aufwendungen ist die Angabe der erteilten Identifikationsnummer (§ 139b der Abgabenordnung) der
unterhaltenen Person in der Steuererklärung des Unterhaltsleistenden, wenn die unterhaltene Person der
unbeschränkten oder beschränkten Steuerpflicht unterliegt. 8 Die unterhaltene Person ist für diese Zwecke
verpflichtet, dem Unterhaltsleistenden ihre erteilte Identifikationsnummer (§ 139b der Abgabenordnung)
mitzuteilen. 9 Kommt die unterhaltene Person dieser Verpflichtung nicht nach, ist der Unterhaltsleistende berechtigt,
bei der für ihn zuständigen Finanzbehörde die Identifikationsnummer der unterhaltenen Person zu erfragen;
auf besonderen Verpflichtungsgründen beruhende, lebenslange und wiederkehrende Versorgungsleistungen, die
nicht mit Einkünften in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, die bei der Veranlagung außer Betracht bleiben,
wenn der Empfänger unbeschränkt einkommensteuerpflichtig ist. 2 Dies gilt nur für
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aa)

bb)
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Versorgungsleistungen im Zusammenhang mit der Übertragung eines Mitunternehmeranteils an einer
Personengesellschaft, die eine Tätigkeit im Sinne der §§ 13, 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder des § 18
Absatz 1 ausübt,
Versorgungsleistungen im Zusammenhang mit der Übertragung eines Betriebs oder Teilbetriebs, sowie
Versorgungsleistungen im Zusammenhang mit der Übertragung eines mindestens 50 Prozent
betragenden Anteils an einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, wenn der Übergeber als
Geschäftsführer tätig war und der Übernehmer diese Tätigkeit nach der Übertragung übernimmt.

3 Satz 2 gilt auch für den Teil der Versorgungsleistungen, der auf den Wohnteil eines Betriebs der Land- und
Forstwirtschaft entfällt. 4 Voraussetzung für den Abzug der Aufwendungen ist die Angabe der erteilten
Identifikationsnummer (§ 139b der Abgabenordnung) des Empfängers in der Steuererklärung des Leistenden;
Nummer 1 Satz 8 und 9 gilt entsprechend;
Ausgleichsleistungen zur Vermeidung eines Versorgungsausgleichs nach § 6 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und § 23
des Versorgungsausgleichsgesetzes sowie § 1408 Absatz 2 und § 1587 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, soweit der
Verpflichtete dies mit Zustimmung des Berechtigten beantragt und der Berechtigte unbeschränkt
einkommensteuerpflichtig ist. 2 Nummer 1 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 3 Voraussetzung für den Abzug der
Aufwendungen ist die Angabe der erteilten Identifikationsnummer (§ 139b der Abgabenordnung) des Berechtigten
in der Steuererklärung des Verpflichteten; Nummer 1 Satz 8 und 9 gilt entsprechend;
Ausgleichszahlungen im Rahmen des Versorgungsausgleichs nach den §§ 20 bis 22 und 26 des
Versorgungsausgleichsgesetzes und nach den §§ 1587f, 1587g und 1587i des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der
bis zum 31. August 2009 geltenden Fassung sowie nach § 3a des Gesetzes zur Regelung von Härten im
Versorgungsausgleich, soweit die ihnen zu Grunde liegenden Einnahmen bei der ausgleichspflichtigen Person der
Besteuerung unterliegen, wenn die ausgleichsberechtigte Person unbeschränkt einkommensteuerpflichtig ist.
2 Nummer 3 Satz 3 gilt entsprechend.

(2) 1 Voraussetzung für den Abzug der in Absatz 1 Nummer 2, 3 und 3a bezeichneten Beträge (Vorsorgeaufwendungen) ist,
dass sie

nicht in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang mit steuerfreien Einnahmen stehen; ungeachtet dessen
sind Vorsorgeaufwendungen im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2, 3 und 3a zu berücksichtigen, soweit

sie in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang mit in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder in der
Schweizerischen Eidgenossenschaft erzielten Einnahmen aus nichtselbständiger Tätigkeit stehen,
diese Einnahmen nach einem Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung im Inland steuerfrei
sind und
der Beschäftigungsstaat keinerlei steuerliche Berücksichtigung von Vorsorgeaufwendungen im Rahmen
der Besteuerung dieser Einnahmen zulässt;

steuerfreie Zuschüsse zu einer Kranken- oder Pflegeversicherung stehen insgesamt in unmittelbarem
wirtschaftlichen Zusammenhang mit den Vorsorgeaufwendungen im Sinne des Absatzes 1 Nummer 3,
geleistet werden an

1 Versicherungsunternehmen,
die ihren Sitz oder ihre Geschäftsleitung in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder
einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum haben und das
Versicherungsgeschäft im Inland betreiben dürfen, oder
denen die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb im Inland erteilt ist.

2 Darüber hinaus werden Beiträge nur berücksichtigt, wenn es sich um Beträge im Sinne des Absatzes 1
Nummer 3 Satz 1 Buchstabe a an eine Einrichtung handelt, die eine anderweitige Absicherung im
Krankheitsfall im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 13 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch oder eine der
Beihilfe oder freien Heilfürsorge vergleichbare Absicherung im Sinne des § 193 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2
des Versicherungsvertragsgesetzes gewährt. 3 Dies gilt entsprechend, wenn ein Steuerpflichtiger, der
weder seinen Wohnsitz noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat, mit den Beiträgen einen
Versicherungsschutz im Sinne des Absatzes 1 Nummer 3 Satz 1 erwirbt,
berufsständische Versorgungseinrichtungen,
einen Sozialversicherungsträger oder
einen Anbieter im Sinne des § 80.

2 Vorsorgeaufwendungen nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b werden nur berücksichtigt, wenn die Beiträge zugunsten
eines Vertrags geleistet wurden, der nach § 5a des Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes zertifiziert ist, wobei die
Zertifizierung Grundlagenbescheid im Sinne des § 171 Absatz 10 der Abgabenordnung ist.

(2a) 1 Bei Vorsorgeaufwendungen nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b hat der Anbieter als mitteilungspflichtige Stelle
nach Maßgabe des § 93c der Abgabenordnung und unter Angabe der Vertrags- oder der Versicherungsdaten die Höhe der
im jeweiligen Beitragsjahr geleisteten Beiträge und die Zertifizierungsnummer an die zentrale Stelle (§ 81) zu übermitteln.
2 § 22a Absatz 2 gilt entsprechend. 3 § 72a Absatz 4 und § 93c Absatz 4 der Abgabenordnung finden keine Anwendung.

(2b) 1 Bei Vorsorgeaufwendungen nach Absatz 1 Nummer 3 hat das Versicherungsunternehmen, der Träger der
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung, die Künstlersozialkasse oder eine Einrichtung im Sinne des Absatzes 2
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a Satz 2 als mitteilungspflichtige Stelle nach Maßgabe des § 93c der Abgabenordnung und
unter Angabe der Vertrags- oder der Versicherungsdaten die Höhe der im jeweiligen Beitragsjahr geleisteten und
erstatteten Beiträge sowie die in § 93c Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe c der Abgabenordnung genannten Daten mit der
Maßgabe, dass insoweit als Steuerpflichtiger die versicherte Person gilt, an die zentrale Stelle (§ 81) zu übermitteln; sind
Versicherungsnehmer und versicherte Person nicht identisch, sind zusätzlich die Identifikationsnummer und der Tag der
Geburt des Versicherungsnehmers anzugeben. 2 Satz 1 gilt nicht, soweit diese Daten mit der elektronischen
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Lohnsteuerbescheinigung (§ 41b Absatz 1 Satz 2) oder der Rentenbezugsmitteilung (§ 22a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4) zu
übermitteln sind. 3 § 22a Absatz 2 gilt entsprechend. 4 Zuständige Finanzbehörde im Sinne des § 72a Absatz 4 und des §
93c Absatz 4 der Abgabenordnung ist das Bundeszentralamt für Steuern. 5 Wird in den Fällen des § 72a Absatz 4 der
Abgabenordnung eine unzutreffende Höhe der Beiträge übermittelt, ist die entgangene Steuer mit 30 Prozent des zu hoch
ausgewiesenen Betrags anzusetzen.

(3) 1 Vorsorgeaufwendungen nach Absatz 1 Nummer 2 sind bis zu dem Höchstbeitrag zur knappschaftlichen
Rentenversicherung, aufgerundet auf einen vollen Betrag in Euro, zu berücksichtigen. 2 Bei zusammenveranlagten
Ehegatten verdoppelt sich der Höchstbetrag. 3 Der Höchstbetrag nach Satz 1 oder 2 ist bei Steuerpflichtigen, die

Arbeitnehmer sind und die während des ganzen oder eines Teils des Kalenderjahres
in der gesetzlichen Rentenversicherung versicherungsfrei oder auf Antrag des Arbeitgebers von der
Versicherungspflicht befreit waren und denen für den Fall ihres Ausscheidens aus der Beschäftigung auf
Grund des Beschäftigungsverhältnisses eine lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine
Abfindung zusteht oder die in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern sind oder
nicht der gesetzlichen Rentenversicherungspflicht unterliegen, eine Berufstätigkeit ausgeübt und im
Zusammenhang damit auf Grund vertraglicher Vereinbarungen Anwartschaftsrechte auf eine
Altersversorgung erworben haben, oder

Einkünfte im Sinne des § 22 Nummer 4 erzielen und die ganz oder teilweise ohne eigene Beitragsleistung einen
Anspruch auf Altersversorgung erwerben,

um den Betrag zu kürzen, der, bezogen auf die Einnahmen aus der Tätigkeit, die die Zugehörigkeit zum genannten
Personenkreis begründen, dem Gesamtbeitrag (Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil) zur allgemeinen Rentenversicherung
entspricht. 4 Im Kalenderjahr 2013 sind 76 Prozent der nach den Sätzen 1 bis 3 ermittelten Vorsorgeaufwendungen
anzusetzen. 5 Der sich danach ergebende Betrag, vermindert um den nach § 3 Nummer 62 steuerfreien Arbeitgeberanteil
zur gesetzlichen Rentenversicherung und einen diesem gleichgestellten steuerfreien Zuschuss des Arbeitgebers, ist als
Sonderausgabe abziehbar. 6 Der Prozentsatz in Satz 4 erhöht sich in den folgenden Kalenderjahren bis zum Kalenderjahr
2022 um je 2 Prozentpunkte je Kalenderjahr; ab dem Kalenderjahr 2023 beträgt er 100 Prozent. 7 Beiträge nach § 168
Absatz 1 Nummer 1b oder 1c oder nach § 172 Absatz 3 oder 3a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch vermindern den
abziehbaren Betrag nach Satz 5 nur, wenn der Steuerpflichtige die Hinzurechnung dieser Beiträge zu den
Vorsorgeaufwendungen nach Absatz 1 Nummer 2 Satz 7 beantragt hat.

(4) 1 Vorsorgeaufwendungen im Sinne des Absatzes 1 Nummer 3 und 3a können je Kalenderjahr insgesamt bis 2 800 Euro
abgezogen werden. 2 Der Höchstbetrag beträgt 1 900 Euro bei Steuerpflichtigen, die ganz oder teilweise ohne eigene
Aufwendungen einen Anspruch auf vollständige oder teilweise Erstattung oder Übernahme von Krankheitskosten haben
oder für deren Krankenversicherung Leistungen im Sinne des § 3 Nummer 9, 14, 57 oder 62 erbracht werden. 3 Bei
zusammen veranlagten Ehegatten bestimmt sich der gemeinsame Höchstbetrag aus der Summe der jedem Ehegatten
unter den Voraussetzungen von Satz 1 und 2 zustehenden Höchstbeträge. 4 Übersteigen die Vorsorgeaufwendungen im
Sinne des Absatzes 1 Nummer 3 die nach den Sätzen 1 bis 3 zu berücksichtigenden Vorsorgeaufwendungen, sind diese
abzuziehen und ein Abzug von Vorsorgeaufwendungen im Sinne des Absatzes 1 Nummer 3a scheidet aus.

(4a) 1 Ist in den Kalenderjahren 2013 bis 2019 der Abzug der Vorsorgeaufwendungen nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe
a, Absatz 1 Nummer 3 und Nummer 3a in der für das Kalenderjahr 2004 geltenden Fassung des § 10 Absatz 3 mit
folgenden Höchstbeträgen für den Vorwegabzug

Kalenderjahr Vorwegabzug für
den Steuerpflichtigen

Vorwegabzug im
Fall der Zusammen-

veranlagung von
Ehegatten

2013 2 100 4 200

2014 1 800 3 600

2015 1 500 3 000

2016 1 200 2 400

2017   900 1 800

2018   600 1 200

2019   300   600

zuzüglich des Erhöhungsbetrags nach Satz 3 günstiger, ist der sich danach ergebende Betrag anstelle des Abzugs nach
Absatz 3 und 4 anzusetzen. 2 Mindestens ist bei Anwendung des Satzes 1 der Betrag anzusetzen, der sich ergeben würde,
wenn zusätzlich noch die Vorsorgeaufwendungen nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b in die Günstigerprüfung
einbezogen werden würden; der Erhöhungsbetrag nach Satz 3 ist nicht hinzuzurechnen. 3 Erhöhungsbetrag sind die
Beiträge nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b, soweit sie nicht den um die Beiträge nach Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe
a und den nach § 3 Nummer 62 steuerfreien Arbeitgeberanteil zur gesetzlichen Rentenversicherung und einen diesem
gleichgestellten steuerfreien Zuschuss verminderten Höchstbetrag nach Absatz 3 Satz 1 bis 3 überschreiten; Absatz 3 Satz
4 und 6 gilt entsprechend.

(4b) 1 Erhält der Steuerpflichtige für die von ihm für einen anderen Veranlagungszeitraum geleisteten Aufwendungen im
Sinne des Satzes 2 einen steuerfreien Zuschuss, ist dieser den erstatteten Aufwendungen gleichzustellen. 2 Übersteigen
bei den Sonderausgaben nach Absatz 1 Nummer 2 bis 3a die im Veranlagungszeitraum erstatteten Aufwendungen die
geleisteten Aufwendungen (Erstattungsüberhang), ist der Erstattungsüberhang mit anderen im Rahmen der jeweiligen
Nummer anzusetzenden Aufwendungen zu verrechnen. 3 Ein verbleibender Betrag des sich bei den Aufwendungen nach



Absatz 1 Nummer 3 und 4 ergebenden Erstattungsüberhangs ist dem Gesamtbetrag der Einkünfte hinzuzurechnen. 4 Nach
Maßgabe des § 93c der Abgabenordnung haben Behörden im Sinne des § 6 Absatz 1 der Abgabenordnung und andere
öffentliche Stellen, die einem Steuerpflichtigen für die von ihm geleisteten Beiträge im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2, 3
und 3a steuerfreie Zuschüsse gewähren oder Vorsorgeaufwendungen im Sinne dieser Vorschrift erstatten als
mitteilungspflichtige Stellen, neben den nach § 93c Absatz 1 der Abgabenordnung erforderlichen Angaben, die zur
Gewährung und Prüfung des Sonderausgabenabzugs nach § 10 erforderlichen Daten an die zentrale Stelle zu übermitteln.
5 § 22a Absatz 2 gilt entsprechend. 6 § 72a Absatz 4 und § 93c Absatz 4 der Abgabenordnung finden keine Anwendung.

(5) Durch Rechtsverordnung wird bezogen auf den Versicherungstarif bestimmt, wie der nicht abziehbare Teil der Beiträge
zum Erwerb eines Krankenversicherungsschutzes im Sinne des Absatzes 1 Nummer 3 Buchstabe a Satz 3 durch
einheitliche prozentuale Abschläge auf die zugunsten des jeweiligen Tarifs gezahlte Prämie zu ermitteln ist, soweit der nicht
abziehbare Beitragsteil nicht bereits als gesonderter Tarif oder Tarifbaustein ausgewiesen wird.

(6) Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa ist für Vertragsabschlüsse vor dem 1. Januar 2012 mit der
Maßgabe anzuwenden, dass der Vertrag die Zahlung der Leibrente nicht vor der Vollendung des 60. Lebensjahres
vorsehen darf.

Fußnote

(+++ § 10: Zur Anwendung vgl. § 52 +++)
(+++ § 10: Zur Anwendung vgl. § 52 Abs. 18 (F 2014-12-22) +++)
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Verordnung über die Grundsätze für die Ermittlung der Verkehrswerte von
Immobilien und der für die Wertermittlung erforderlichen Daten

(Immobilienwertermittlungsverordnung - ImmoWertV)
§ 6 Wertermittlungsverfahren; Ermittlung des Verkehrswerts

(1) Grundsätzlich sind zur Wertermittlung das Vergleichswertverfahren, das Ertragswertverfahren, das Sachwertverfahren
oder mehrere dieser Verfahren heranzuziehen. Die Verfahren sind nach der Art des Wertermittlungsobjekts unter
Berücksichtigung der im gewöhnlichen Geschäftsverkehr bestehenden Gepflogenheiten und der sonstigen Umstände des
Einzelfalls, insbesondere der Eignung der zur Verfügung stehenden Daten, zu wählen; die Wahl ist zu begründen.

(2) In den in Absatz 1 Satz 1 genannten Wertermittlungsverfahren sind regelmäßig in folgender Reihenfolge zu
berücksichtigen:

die allgemeinen Wertverhältnisse;
die besonderen objektspezifischen Grundstücksmerkmale.

(3) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Wertermittlungsverfahren gliedern sich in folgende Verfahrensschritte:
Ermittlung des vorläufigen Verfahrenswerts;
Ermittlung des marktangepassten vorläufigen Verfahrenswerts;
Ermittlung des Verfahrenswerts.

Bei der Ermittlung des vorläufigen Verfahrenswerts und des marktangepassten vorläufigen Verfahrenswerts sind § 7 und §
8 Absatz 2 zu beachten; bei der Ermittlung des Verfahrenswerts ist § 8 Absatz 3 zu beachten.

(4) Der Verkehrswert ist aus dem Verfahrenswert des oder der angewendeten Wertermittlungsverfahren unter Würdigung
seiner oder ihrer Aussagefähigkeit zu ermitteln.

https://www.gesetze-im-internet.de/immowertv_2022/__5.html
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Verordnung über die Grundsätze für die Ermittlung der Verkehrswerte von
Immobilien und der für die Wertermittlung erforderlichen Daten

(Immobilienwertermittlungsverordnung - ImmoWertV)
§ 4 Alter, Gesamt- und Restnutzungsdauer

(1) Das Alter einer baulichen Anlage ergibt sich aus der Differenz zwischen dem Kalenderjahr des maßgeblichen Stichtags
und dem Baujahr.

(2) Die Gesamtnutzungsdauer bezeichnet die Anzahl der Jahre, in denen eine bauliche Anlage bei ordnungsgemäßer
Bewirtschaftung vom Baujahr an gerechnet üblicherweise wirtschaftlich genutzt werden kann.

(3) Die Restnutzungsdauer bezeichnet die Anzahl der Jahre, in denen eine bauliche Anlage bei ordnungsgemäßer
Bewirtschaftung voraussichtlich noch wirtschaftlich genutzt werden kann. Die Restnutzungsdauer wird in der Regel auf
Grundlage des Unterschiedsbetrags zwischen der Gesamtnutzungsdauer und dem Alter der baulichen Anlage am
maßgeblichen Stichtag unter Berücksichtigung individueller Gegebenheiten des Wertermittlungsobjekts ermittelt.
Individuelle Gegebenheiten des Wertermittlungsobjekts wie beispielsweise durchgeführte Instandsetzungen oder
Modernisierungen oder unterlassene Instandhaltungen des Wertermittlungsobjekts können die sich aus dem
Unterschiedsbetrag nach Satz 2 ergebende Dauer verlängern oder verkürzen.
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